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Der IV. Zivilscnat des Bundesgerichtshofs hat auf
dic miindliche Verhandlung vom 4. Mai 1966 unter Mitwir-
kung des Senatspridsidenten Ascher und der Bundesrichter
Raske, Johannsen, Dr. Locwenheim und von der Mihlen

fiir Recht erkannt:

Die Revision der Klidgerin gegen das Urteil
des 12. 2Zivilsenats (Entschiddigungssenats)
des Oberlandesgerichts Minchen vom 30. De-
zember 1964 wird szuriickgewiesen.

Die Kligerin hat die auflergerichtlichen

- . .
ocsten der Revision zu tragen., Das Revi-

X

gionsverfahren ist frei von gerichtlichen
Geblihren und Auslagen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Kligerin - an (D 1919 i4s Tochter der
Schauspielerin Hertha R@P, in deren Ehe mit dem Stadt-
sekretir Georg SN i» "UHD -#*™ - ist die
natiirliche Tochter des Berlincer Architekten Paul
. Erbvertrag vom 26, Oktober 1924 erkannto
dieser sie als seine Tochter an. HEENEP:uric als
Jude verfolgt, war mehrerc Monate in Haft und wanderte
im Jahrc 19%9 nach Amerika aus, wo cr im Jahrc 1947 ver-
starb, Dic Mutter der Kligerin starb im Jahre 1948 in
der Heilanstalt in Bayreuth.



Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

Die Abstammung der Klidgerin war vielen bekannt ge-
vworden, und diec Erinnerung daran wachgeblieben, zumal.
die Klédgerin ihrem natiirlichen Vater iebhaft #dhnelte.
So geriet sie in den Zwang, lUber ihre Herkunft falsche
Angaben zu machen und in die Gefahr, hierbei betroffen
zu werden., Sie wurde in ihrem beruflichen Fortkommen
behindert und war auch sonst allerlei MiBhelligkeiten
ausgesectzt. Ihr und ihrer Mutter vwurde oftmals -~ meist
durch namenlos gehaltene Anrufe und Briefc - angedroht,
die wahre Abstammung den Behorden zu offenbaren und diec
Kldgerin als Halbjlidin, nimlich als die uneheliche Toch-
ter eines Juden, zu kenngzeichnen. Die so stdndig wach-
gehaltene Angst vor Entdeckung und dem Verlust ihrer
ohnechin bescheidenen Berufsarbeit im Bereich von Biihne
und Film belastete sic schwer.

Pir Schaden im beruflichen Fortkommen erhiclt die
Kligerin durch Vergleich vom 30. Oktober 1959 eine Ent-
schidigung von 5000,-- DI '
, A

Mit Bescheid vom 17. Oktober 1963 lchnte das Bayeri-
sche Landesentschiddigungsamt die - seit 1959 betricbenen -
Anspriiche der Kligerin auf Entschadiguﬁg fiir Schaden an
Korper und Gesundheit ab und fithrte begriindend gus, daf
nach den Gutachten der Vertrauensirzte Dr. Ernst Cohn
und Dr. Hans Cohn, welche die Klidgerin im Sommer 1963
untersuchten, kein’organischos Leiden bestehe. Das Ge-
nitsleiden der Kligerin, von dem Neurologen Dr. Hans Cohn

- als Psychasthenie gckennzeichnet, lasse sich nicht mit
-genligender Wahrscheinlichkeit auf das Vérfolgungsschick—
sal der Kldgerin ursiichlich zuriickfiihren.
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triebenen Klage verfolgtedie KlHgerin ihre Anspriiche
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weiter und verlangte Entschidigung aus einer verfol-
gungshedingten Minderung der Erwerbsfihigkeit von 66 <
mit cinem Hundertsatz von 55 ab 1. Juli 1943,

Das Landgericht hat dic Klage durch Urteil vom
14. Mai 1964 aufgrund jener vertraucnsirztlichen Gut-
achten abgewiesen. Dicses Urteil wurde der Klidgerin
am 9. Juni 1964 zugesgtellt,

Die Kldgerin hat am 19. August 1964 durch ihren
Prozcflibevollmichtigten Rechtsanwalt Dr. Georg DENEED
in Il Berufung cingelegt. Dic Bcrufungsschrifv‘t
" enthilt auBer dem auf Gewdhrung einer Heilbchandlung
sowic auf Zahlung ciner hinsichtlich ihres Umfangs
niher umschriebenen Kapitalentschidigung und Rente fol-
gdnde Begrindung:

"Vorwveg sei bemerkt, dafl dic Kldgerin wegen XKrank-
heit nicht in der Lagec ist, beinm Anwalt zu er-
scheinen, und daB deshalb wesentliche Augfihrungen
vorbehalten werden miigssen. Sonderbarerweisc war
die Klagerin bisher anwaltochaftlich nicht ver-
treten und der Mangel des Verfahrens war, dafl

der Sache jede ordnungsmiéfBige forensische Vor-
bercitung fcechltc. Beispiclsweise wurde von der
Augenzeugin, Frau Elisabeth Gofpniemals eine
gcordnete Zecugenaussage crhoben, und es findet
sich kein Anzcichen dafilir, daf die Anamnesc des
behandelnden Arztes Dr. Ian Ma dem Ver-
trauensarzt je zu Gesicht kam. ‘

Ich werde in der miindlichen Verhandlung dic.
Ausfihrungen derRechte der Kligerin Herrn
Rechtsanwalt P, C Ubertragen, dem ich
hiermit Untervollmacht und ausschlieBliche Zu-
stellungsvollmacht auf sciner Kanzglei in K

VD trasc@erteile.

Durch rassische Verfolgung ist dic Kl#dgerin phy-
sisch und nervlich in einen Zustand vollkommener

Zorrittung geraten. for fu5and glehtall GEBehy
; at. Doy v >riolgungs—
%ﬁggﬁﬂcgﬂgﬁﬁg £8ﬁ3°er§€ gefliihrt werden, wenn er ra-

tioncll erhoben wird., Das wird beantragt werden."
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Eine weitere Begriindung der Berufung wurde inner-
halb der Begriindungsfrist, dercn Verlingerung nicht
beantragt wiurdce, nicht ecingcreicht,

HMit einem Schriftsatz vom 4. Dezcmber 1964, der
am 9. Dezember 1964 - nach der miindlichen Verhandlung
vor dcem Berufungsgericht am 27. November 1964 -~ ein-
ging, hat die Klégerin vorsorglich um Wiedcreinsctzung
in den vorigen Stand gegen dice Versiumung der Frist
zur Begriindung der Berufung gebeten und dazu ausgefiihrt:

Die Berufungsschrift vom 19. August 1964 habe -
neben dem Sachantrage - cine fir das Entschidigungsver-
fahren ausreichende, wenn auch nur kurze Begriindung cnt-
halten, in der das landgerichtliche Verfahren als zur
Wahrheitsfindung ungeniigend geriigt und damit die Not-
wendigleit eincs besgseren Verfahrens alg ndchstes Ziel
dcr Berufung bezeichnet worden sel.

Die Abgabe einer ausreichenden Berufuhgsbegmﬁndung
seci beabsichtigt gewesen. Dics sel ohne Verschulden ihrer
Anvidlte versiumt worden. Die Ursache fiir die SHumnis
habe in den Schwigigkeiten der Klégerin beim Umgang
mit ihren Anwidlten, insbesondere in ihrer Krankheit ge-~
legen. Ihr Londoner Anwalt CH® habve es sich zum
Grundsatz gemacht, eine Berufungsbegriindungsfrist nie-
mals entstehen zu lassen, sondern die Begriindung stets
mit der Einlegung zu geben. Er sel durch ein unglick-
liches Zusammentreffen von Zufidllen des Laufes der
Begriindungsfrist nicht gewahr geworden, nfimlich

1. durch das Ausbleiben der Kligerin wegen
Krankheit, ’

2. durch das ¥echlen geordneter Akten. und

3., dadurch, dafl dic Berufungsantwort be-
reits vorgelegen habe, als die Begrin-
dungsfrist noch gelaufen sei.



Insbesondere durch letzteren Umstand sei der Eindruck
entstanden, daB cine ausrceichende Berufungsbegriindung
geliofert worden sei. Seinen Gepflogenheiten entspre-
chend lasse ihr Anwalt CHJNEPdcn Ablauf der Begriin-
dungsfrist nicht eigens vormerken. Ihr Berufungsanwalt
habe nach Einlegung der Berufung deren weitere Behand-
lung ausschlieBlich ihrem Anwalt CUNENEN tiberlassen.

Diesen Sachverhalt hat der Anwalt der Klédgerin
CEII i» cinem cigenen Schrifitsatz vom 2. Dezcmber
1964 im wesentlichen bestdtigt und nachgewiesen, dalBl er
dem Entwurf der Berufungsoschrift den letzten Absatz
cigens noch handschriftlich angefiigt hatte. |

Das Oberlandesgericht hat diec Berufung als unzu-
ldasig verworfen. Mit der mach § 221 Abs. 1 BEG zulids-
sigen Revision will die Kl#dgerin erreichen, dafll das Ur-
teil des Oberlandesgerichts aufgehoben und der Rechts-~
streit zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das

Berufungsgericht zuriickverwiesen wird.

Entscheidungsgriinde:

i M, . i St Y o+ G o et g

Die Revision ist nicht begrindet.

Das Oberlandesgericht hat die Berufung der Kligerinl
mit Recht als unzulissig verworfen, weil das Rechtsmitiel
nicht in ciner den gesetzlichen Bestimmungen (§§ 209 Abs. 1
BEG, 519 Abs. 3 Nr. 2 ZP0) entsprechenden Weisc begriindet
worden ist und weil die Voraussetzungen fiir eine Wiedercin-
sctzung der Kligerin in den vorigen Stand nicht gegeben

sind.

Die von der KliZgerin innerhalb der Berufungsfrist

Lt



eingecreichte Begriindung entspricht nicht den Erforder-
nissen einer Berufungsbegrindung, wvie sic durch die
Rechtsprechung des Reichsgerichts (RGZ 145, 131; 154,
3G90, 392) und des Bundesgerichtshofs entwibkelt viorden
sind (vgl. Entscheidungen LM Fr. 31 zu § 519 ZP0 =

22 57, 414 Nr. 37; IM Nr. 38 zu § 519 ZP0O = NJVW 59,

885 Nr. 11; IM Nr. 34 zu § 209 BEG = RzW 60, 411 Nr. 83;
LM Nr. 57 zu § 209 BEG = RzW 63, 380 Nr. 30 und RzW 65,
28). Nach § 519 Abs. 3 ZPO muB dic Berufungsbegriindung
auller den Berufungsantrigen dic bestimmte Bezeichnung
der im ecingelnen anzufiihrenden Griinde der Anfechibung
(Berufungsgriinde) enthalten, sowie dic neuen Tatsachen,
Beweismittel und Beweiscinreden, dic dic Parteli zur
Rechtfertigung ihrer Berufung anzufihren hat. Diese
Vorschriften sind streng auszulegen. Der Gesetzgeber

hat in dem Gesetz vom 27. Oktober 1933 (RGB1L., I, 780)
schdrfere Anfordcrungen an die Berufungsbegriindung ge-
gtellt, um zu erreichen, dafl der Rechtsstreit im Beru-
fungsrechtszug schnell erledigt wird. Dazu scll die
Berufungsbegrindung auf den zur Entscheidung stchen-

den Sitreitfall zugeschnitten sein und die einzelnen
Grinde tatsichlicher und rechtlicher Art anfihren, aus
denen das Urteil angefochten wird, sowie ferncr dic ncu
vorzutragenden Tatsachen und Beweismittel angeben. Deor
Zweck der Vorschrift besteht darin, don Berufungsfithrer
zu gwingtn, die abweichende Beurteilung des Streitfalles
durch den Erstrichter zu Uberpriifen und danach in crncu-
ter Stellungnahme darauf hinzuwcisen,'aus woelchem Grunde
das angcfochtene Urteil fiir unrichtig gehalten wird,

so dafl Berufungsgericht und Gegner m6glichst schnell

und sicher darﬁber unterrichtet werden, wie der Beru-
fungosfiihrer den Streitfall beurteilt wissen will, damit
sie sich auf diese Angriffec crschopfend vorberciten kon-
nen und cine Uberflicsige Arboit crspart wird. Insheson-
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derc soll der Vorsitzende des Berufungsgerichts ent-
scheiden konnecn, ob cs zweckmiiBig ist, zur Vorbereitung
des Verhandlungstermins Anordnungen nach § 272 b ZPO

zu treffen, und gecgebenenfalls solche Anordnungen nach
dem Inhalt der Berufungsbegriindungsschrift auch er-

lassen konnen.

Fiur das Verfahren vor den Entschiddigungsgerichten
gilt nicht deswviegen etwas andercs, weil hierauf nach
§ 209 BEG dic Vorschriften der ZP0O nur sinngcmif an-
guwenden sind (vgl. Rz¥ 60, 271).

Die Notwendigkeit dcs Berufungsbcgrundungézwanges
steht auch mit § 176 Abs. 1 BEG nicht in Widerspruch '
(RzW 63, 380).

Dafi dic im Tatbestand wiedcrgegebene Berufungsbe-
grindung diescn Erfordernisscn nicht gercecht wird, hat
das Berufungsgericht im einzelnen zutreffend dargelegt.
Die Revision vermag diesc Ausfiihrungen nicht als
rechtsfehlerhaft darzutun,

Sie verweist auf drei Punkte der umstrittenen Beru-
fungsschrift, dic nach ihrer Meinung eine ordnungsméBige,
den Anforderungen cincr Berufungsbegrindung genugende
Riige des Berufungsurteilts enthalten: B

a) das Gericht habe keinc geordnete Zeugenaussage
erhoben. Auf dic briefliche Aussage der Zeugin
Geheb sei verwiesen worden. ’

b) Die Anamnese des behandelnden Arztes sei dem
Vertrauensarzt nicht zu Gesicht gekommen,

¢) Die Klégerin. sei durch rassische Verfolgung
phsysisch und nervlich in einen Zustand voll-



sorevhsckbinmener ZerrUttung geraten, der im er-
h¢blichen Mafle feststehe. Voller Beweis
des Verfolgungszusammenhangs konne nicht
gefiihrt werden, wenn cr rationell nicht
erhoben werdc., Das werdec becantragt werden.

Dazu ist zu bemerken:
Zu a) Das Landgericht hat den Inhalt der mit der Klage-
schrift liberrcichten umfangreichen cidesstattlichen
Erkldrung der Zcugin Frau Gco@fiiaus London vom 16, Ja-
nuar 1964 crsichtlich im Wege des Urkundenbeweiscs an-
stellec einer Zeugenaussage geviurdigt und zwar dahin,
dafl diesc Bekundung sich im wesentlichen in einer Vie-
- derholung des Lebensschicksals der Kligerin erschopfe,
go dafB ihr fir dic Frage dcs ursichlichen Zusammenhangs
keine ontscheidende Bedeutung beigemessen werden kémne.
Iiine solche »rozessualc Bchandlung der schriftlichen
Erkldrung eines Zeugen iot in Entschidigungsverfahren,
namentlich bei im Ausland wohnendcn Zcugen ilblich. 3ie
ist auch, wenn nicht allgemein - so Wieczorck, 2¥0
§ 286 C III b 2 bis 10 - jedenfalls in dem Verfahren
vor den Entschédigungsgérichten fiir das die Vorschriften
der ZivilprozeBordnung nach § 209 Abs. 1 BEG nur sinn-
gemidfl gelten, filr zuléssig zu erachten, wenn sich'dor
Kliger auf eine golche beurkundete Aussage bezieht und
der Gegner ihrer Beriicksichtigung nicht widerspricht.
Denn unter dicser Voraussctzung wird eine derartige
Verwertung schriftlicher Zeugenerklirungen nicht sel-
tendem Interesge der Verfolgten und ciner beschleunigten
Durchfithrung des Verfahrens dienen.

Die Verwertung der schriftlichen Bekundung der Zeu-
gin Frau Geheb durch das Landgericht stellt sich deshalb
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nicht als ein Mangel deg landgcerichtlichen Verfahrens
dar, dessen Riige schon als solche zu einer vorschrifts-
mifligen Begriindung der Berufung ausgereicht hétte.

Freilich mufl es auch in dem Verfahren vor den
Entschﬁdigungsgerichten den Parteien unbenommen blei-
ben, jederzeit anstelle der Verwertung der schriftli-
chen Erklirung eines Zeugen, dessen Vernehmung durch
das Gericht zu becantragen, ebenso wic dieses nach
§ 176 BEG jederzeit von sich aus die Vernchmung anord-
nen kann. Flir einen solchen Bewcisantrag gilt jedoch
die Vorschrift des § 273 ZP0O, nach der die Tatsachen
zu bezoichnen'sind, iiber welche die Vernechmung statt-
finden soll. Diesc Vorschrift ist umso mehr zu beachten,
vienn, wic im vorliegenden Falle, zunichst eine schrift-
liche Erkldrung des Zeugen vorgelegt und im BEinverstind-
nis beider Parteicen vom Gericht bei der Urteilsfindung
wic cine Zcugenaussage berilicksichtigt worden ist. Fine
Vernehmung wirce hicr sinnlos, wionn der Zeuge nach der
Meinung des Beweisfiihrers nur das wiederholcen sollte
oder kinnte, was er bereits in seiner schriftlichen Br-
klérung niedcrgelegt hat. Der Sinn eines solchen Beweis-~
antrages kann vielmehr nur sein, dafl der Zeuge bei seiner
Vernehmung anderc bzw. noch weiterce Bekundungen machen
werde als in seiner schriftlichen Erkldrung. Wenn aber
liber diescs weitere Bewecisthema wie Uberhaupt liber die von
ihm zu bekundenden : Tatsachen in dem Vernchmungsantrag
nichts gesagt ist, so entspricht dieser nicht dem ge-
setzlichen Erfordernis eines Bewoisantrages und kann des-
halb in dieser Form auch nicht zu ciner ordnungsmaﬁlgen
Begriindung der Berufung ausreichen,

Zu b): Die Angabe der Berufungsschrift, es finde sich
kein Anzeichen dafiir, daB dic Anamnese des behandelnden
Arztes Dr. Mo D) den Vertrauensarzt zu Gesicht ge-




kommen sei, war, wic das Berufungggericht zutreffend
benerkt, ohne niherc Erklirung unverstidndlich. Von die-
sen Arzt und davon, dafl er die Kligerin behandelt habe,
war in dem bisherigen Verfahren nicht die Rede gewesen,

In der Klageschrift war vieclmehr Dr. Friljj)zls ve-
handeclnder Arzt bis 1964 angegcben. Der Hinweis auf

eine inhaltlich nicht wiedergegebene AuBerung

Dr. Mo, dic anscheinend dem Vertrauensarzt nicht
vorgelegen habe, war also nicht gecignet, zur Forderung
des Verfahrens etwas beizutragen. Insbesonderc wwuarde der V.
sitzende des Berufungsgerichts dadurchnicht instand ge-
setzt, den Vertraucnsarzt gemdfB § 272 b Abs. 2 Nr. 5 ZFO
unter Hinweis auf dic erwiéhnte Erklirung des Dr. Mo B
um cine Erginzung scines Gutachtens zu ersuchen. '

Zu c):; Diescr Punkt enthidlt lediglich cine sehr allgemeinc
und unbestimmte Wiederholung der strittigen Bchauptung,
dafl dic Kligerin an erheblichen physischen und nervlichen
Stdrungen leide, die auf dic Verfolgung zuriickzufiihren
seien. Auf dic eingehenden Darlegungen des landgerichtli~
chen Urteils, warum dicsc Bchauptung nicht als wahrschein-
lich angeschen werden konne, ist mit keinem Wort cingegan-
Zen; neue Beweismittel dafir sind nicht benannt, sondern
lediglich - wiederum in sehr unbestimmter Form - angekiin-
digt. Auch damit war das Verfahren in keiner Weise gefor-
dert.

Das Berufungsgericht hat der Klidgerin auch die
Wiedercinsctzung in den vorigen Stand mit Recht versagt.
Rechtsanwalt Dr. DB desscn Verschulden gem#B § 232
Abs. 2 ZPO als cigencs Verschulden der Klégérin zu be-
handeln ist, ist nicht durch ein unabwendbares Geschehen
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verhindert worden, innerhalb der Begrindungsfrist eine
den gecocetzlichen Vorschriften genligende Berufungsbe-
grindung einzureichen. Auch nachdem er Rechitsanwalt
COP Untcrvollmacht erteilt hatte, blieb or als
ProzeBbevollmidchtigter der Klidgerin fiir das weitere
Verfahren voll verantwortlich, so daB ein ctwaiges Ver-
schen seines Vertreters ihn nicht entlasten kann.
Rechtsanwalt Dr. Dflaber konnte - zumal bei Kenntnis
der angefilihrten cinschligigen Rechtsprechung - wie

daa Berufungsgericht zutreffend ausfithrt, nicht ohne
Verschulden dariiber im Unklaren sein, daBl die von ihm
unterzcichnete und vorgelegte Berufungsschrift in ihren
begriindenden Ausfiihrungen den Anforderungen eincr Be-
rufungsbegrindung nicht geniigte. Er muBtc und konnte
deshalb dafiir Sorge tragen, daB innerhalb der Begriin-
dungsfrist einc ausreichende Begriindung eingerecicht wur—
dc. Palls dice Prist von cinem Monat zu deren Vorbereitung
ctwa mit Riicksicht auf dic Krankheit der Kligerin nicht
ausreichte, muBtec ecr die Verlingerung der Frist beantra-
gen, dic erfahrungsgemidB - gegebenenfalls mit Zustimmung
des Beklagten - sicher gewdhrt worden wire.
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Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO,
§ 225 Abs. 1 BEG.

Ascher Raske Johannsen

Dr. Loewenheim von der Miihlen



	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	ÄfogungB-




